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Antrag vom 24.05.2023, OF 192/16 

 
Betreff:  
Abschaffung der Rechtsabbiegerampel an der Kreuzung Friedberger Landstraße/Rat-Beil-
Straße 
 
 
 

Der Ortsbeirat möge beschließen, 
 
die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
die kürzlich neu eingerichtete Rechtsabbieger Ampel von der Friedberger Landstraße aus 
nördlicher Richtung kommend in die Rat-Beil-Straße wird ersatzlos abgeschafft. 
 
 

Begründung: 

Die fragliche Kreuzung befindet sich zwar nicht in dem örtlichen Zuständigkeitsbereich des 
Ortbeirats Bergen-Enkheim. Dessen Zuständigkeit ergibt sich jedoch daraus, dass von der 
neugeschaffenen Verkehrssituation tagtäglich hunderte Bürger aus dem Stadtteil Bergen-
Enkheim betroffen sind.  
 
Fahrzeuge, die auf der Friedberger Landstraße von der Friedberger Warte kommend in 
südlicher Richtung nach Frankfurt fahren, konnten schon immer an der Kreuzung 
Friedberger Landstraße / Rat-Beil-Straße rechts abbiegen. Das Abbiegen war Jahrzehnte 
lang möglich ohne Beschränkung, natürlich schon immer mit der Absicherung durch einen 
Fußgängerweg für Fußgänger und Radfahrer. Für die Rechtsabbiegerspur wurde jetzt aber 
eine Ampel installiert mit der Folge, dass durch die Ampelphase sich permanent ein 
Rückstau bildet, letztendlich auf beiden Fahrspuren Richtung Frankfurt am Main, wobei sich 
dieser Rückstau oftmals bis weit hinter die Friedberger Warte auf die B 3 sich auswirkt. Das 
bedeutet für die aus Bergen-Enkheim kommenden Fahrzeuge – und natürlich auch für alle 
anderen Fahrzeugen – das Stehen in einem künstlich geschaffenen Stau mit den daraus 
resultierenden erheblichen Umweltbeeinträchtigungen. 
 
Dabei hat die neuinstallierte Ampelanlage keinerlei Sinn, außer dem Zweck, die Autofahrer 
zu drangsalieren und zu schikanieren. Für Fußgänger und Radfahrer ergibt sich keine 
verbesserte Verkehrssituation, denn dann, wenn die Autofahrer bei einer grünen 
Ampelschaltung rechts in die Rat-Beil-Straße abbiegen dürfen, sind auch die Fußgänger und 
Radfahrer zum Anhalten gezwungen. Der Verkehr läuft somit insgesamt nicht reibungsloser, 
wie seit Jahrzenten der Fall, sondern es wird ein künstlicher Stau mit allen 
umweltschädlichen Folgen geschaffen.   
 
 
 
Antragsteller:  
           CDU  
 
Vertraulichkeit: Nein  
 
Beratung im Ortsbeirat: 16  
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Beratungsergebnisse: 

 
21. Sitzung des OBR 16 am 13.06.2023, TO I, TOP 17 

            
 Beschluss:  

 

 Die Vorlage OF 192/16 wird abgelehnt. 

  
Abstimmung:  

 WBE, GRÜNE, LINKE und BFF gegen CDU (= Annahme) bei Enthaltung SPD 
und FDP  
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